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Mietwohnung - Blindenführhund in der Mietwohnung

Nach einem Urteil des Amtsgerichts Bamberg kann es blinden Mietern nicht

zurecht untersagt werden, in ihrer Mietwohnung einen Blindenführhund zu halten

(vgl. Extra-Seite "Rechtssprechung" in dieser Home-Page). Das gilt auch dann,

wenn der gültige Mietvertrag Tierhaltung generell untersagt oder von einer

Vermieter-Zustimmung abhängig macht,

wenn der blinde Mieter den Führhund erst später im Verlauf des

Mietverhältnisses bekommt, und grundsätzlich sogar, wenn ein Miet-Anwärter

unter ausdrücklichem Verweis auf den Führhund abgewiesen wird.

Obwohl dieses Urteil eine erfreuliche Rechtssicherheit für Mieter mit

Blindenführhund gibt, sollte natürlich im Einzelfall sorgsam überlegt werden,

wie möglichst ein ärgerlicher Rechtsstreit mit dem Vermieter vermieden werden

kann: oft sind die Vermieter nur beunruhigt, daß die Zustimmung zur

Führhund-Haltung in der Mietwohnung von anderen Tierfreunden als

Präzedenzfall und Freibrief betrachtet wird. Gerade diesbezüglich kann das

Gerichtsurteil aber zur Beruhigung beitragen, indem der Vermieter gegenüber

anderen Hundefreunden klarstellt, daß beim Führhund eine Ausnahme aus

zwingenden rechtlichen Gründen gemacht werden muß.
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Rechtsgrundlagen zur Blindenführhund-Versorgung

MIETWOHNUNG DARF NICHT WEGEN BLINDENFÜHRHUND-HALTUNG GEKÜNDIGT WERDEN, SELBST

WENN HUNDEHALTUNG IM HAUSE SONST UNTERSAGT IST:

Das Amtsgericht Bamberg hat mit Urteil vom 13.7.98

(AZ: E/Allg.-1-AG BA 5.79)

sehr grundsätzlich und wohlbegründet entschieden, daß einem blinden Mieter

die Haltung eines Blindenführhundes in der Mietwohnung nicht versagt werden

darf. Wir zitieren die wichtigsten Passagen des Urteils:

1. Der Beklagte wird verurteilt, der Haltung eines Blindenführhundes in der an

die Klägerin vermieteten Wohnung ... zuzustimmen.

2. Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Tatbestand:

Die Parteien streiten über das Bestehen einer Verpflichtung des Beklagten, als

Vermieter der Haltung eines Blindenführhundes zuzustimmen. Die Bitte der

Klägerin um Zustimmung zur Haltung eines Blindenführhundes, um ihren

persönlichen Aktionsradius erweitern zu können, lehnte der Beklagte mehrfach

persönlich als auch anwaltlich ab, sowohl vorprozessual wie während des

Prozesses. Das Hausgrundstück ist voll bebaut und weist keine Grünflächen auf.

Die Klägerin meint, eine Störung der weiteren fünf Mietparteien sei nicht zu

erwarten, da sie am nahen Regnitzufer Grünflächen problemlos erreichen könne,

auf denen der Hund seine Notdurft verrichten kann. Entgegen der Auffassung des

Beklagten sei auch die Haltung eines großen Tieres wie eines Blindenführhundes

in einer 66 qm großen Wohnung artgerecht.

Entscheidungsgründe:

Die Klage ist zulässig und begründet. Der Klägerin steht ein Anspruch auf

Zustimmung zur Hundehaltung in der von ihr innegehaltenen Mietwohnung nach

§ 536 BGB i.V. mit § 242 BGB zu.

Dies deswegen, weil die Klägerin aufgrund ihrer Blindheit schutzwürdig ist.

Sie ist zwar durchaus in der Lage, sich mittels Blindenlangstocks in der

Öffentlichkeit fortzubewegen; doch würde ihr ein Blindenführhund größere

Sicherheit verleihen und es ihr ermöglichen, auch weitere Strecken zu Fuß

zurückzulegen. Die dazu notwendigen physischen Voraussetzungen bringt sie

unstreitig mit. Sie hat nach alledem unter Beachtung der grundgesetzlichen

Wertung des Art. 3 III S. 2 GG - auch unter dem Gesichtspunkt der

selbstgestaltenden Lebensführung - ein berechtigtes Interesse an der

Erlaubniserteilung.

Dem klägerischen Begehren steht auch kein wichtiger Grund entgegen. Ein

solcher wichtiger Grund könnte nur in dem grundgesetzlich geschützten Eigentum

und der Vermieterposition des Beklagten liegen. Eine unzumutbare Einschränkung

dieser Rechtspositionen ist aber nicht ersichtlich.

Wenn der Beklagte über seinen Anwalt vortragen läßt, die Wohnung sei für eine

artgerechte Tierhaltung zu klein, so ist dem nicht zu folgen. Zum einen weist

die Klägerin unter Berufung auf zutreffende sachverständige Äußerungen darauf

hin, daß ein Familienhund seine Wohnung als Höhle betrachtet, in der er sich

mit seinem Alpha-Hund, dem Menschen, als sogenanntes Mischrudel aufhält;

keineswegs hat der Hund aber in seiner Höhle das Bedürfnis, von einer Ecke in

die andere zu springen. Wenn der Beklagtenvertreter dazu ausführt, den Kauf

eines großen Hundes selbst im Hinblick auf seine ca. 170 qm große Wohnung

abgelehnt zu haben, so ist dies im Hinblick auf die vorstehenden Ausführungen

unbeachtlich. Dies darüber hinaus deswegen, weil an einen Blindenführhund

andere Maßstäbe anzulegen sind, als an einen nicht ausgebildeten Familienhund,

was schon aus dem Haftungsprivileg des § 833 S. 2 BGB hervorgeht. Ein

Blindenhund dient der Unterstützung der Mobilität blinder Menschen und erhält

die zur sicheren Führung eines blinden Menschen notwendige Ausbildung. Durch

diese Erziehung ist er aus der Masse der typischen Haustiere herausgehoben.

Auch die immense Bedeutung eines solchen Tieres für das Leben des blinden

Menschen unterstreicht seine Sonderstellung. Daraus ergibt sich, daß die - im

übrigen nach Auffassung des Gerichtes auch für ein normales Haustier

ausreichende - Wohnung - zur Haltung des Blindenführhundes groß genug ist.

Die vom Beklagten befürchteten Lärmbelästigungen werden sich im übrigen

aufgrund der Sonderausbildung des Tieres kaum, jedenfalls nur im zumutbaren

Rahmen bemerkbar machen.

Die Sorge des Beklagten vor Kotverunreinigungen des Aufganges durch das Tier

ist deswegen unbegründet, da die Klägerin überzeugend dargetan hat, die

nahegelegene Grünfläche am Uferweg der Regnitz zu Fuß gut erreichen zu können,

auf der das Tier dann seine Notdurft verrichten kann. Im übrigen trägt der

Beklagte nicht vor, daß bislang bereits konkrete Beschwerden über etwaige

künftige Belästigungen vorgebracht wurden.

Auch die Bereitschaft des Beklagten, der Klägerin durch Verzicht auf die

gesetzlichen Kündigungsfristen im Hinblick auf einen künftigen Auszug

entgegenzukommen, ändert nichts an der Gesamtbeurteilung, da für Blinde der

Wohnraum und seine Umgebung von höherer Bedeutung ist als für Sehende.

Letztere können ihre Umgebung optisch wahrnehmen und sich dadurch schnell an

eine neue Umgebung anpassen.

Dies ist anders bei Blinden, die sich ihre Umgebung nur vorsichtig und durch

lange Gewöhnung erschließen können. Was für deren Umgebung gilt, ist verstärkt

auf die Wohnung anzuwenden, deren genauen Bau- und Einrichtungsgrundriß der

Blinde sich einprägen muß. Der Beklagte muß sich entgegenhalten lassen, von

der Blindheit der Klägerin spätestens bei Vertragsabschluß gewußt zu haben.

Eine Vertretung bei Vertragsabschluß ist unbeachtlich, da sich der Vertretende

das Wissen seines Vertreters nach 9 166 BGB zurechnen lassen muß. Daß eine

blinde Mieterin darauf bedacht ist, ihren Aktionsradius zu erhalten und nach

Möglichkeit zu erweitern, war für den Beklagten als verständigen Menschen

voraussehbar. Die Verweigerung der Zustimmung zur Blindenhundhaltung in der

vermieteten Wohnung verstößt gegen den Grundsatz von Treu und Glauben,

5 242 BGB."
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